
  

 
Hinweise zum Datenschutz 

gemäß Artikel 13 Absatz 1 und Absatz 2 der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 

 
1. Verantwortlicher  
 
Kreis Steinfurt, Der Landrat 
Tecklenburger Str. 10 
48565 Steinfurt 
Tel: 02551/69-0 
E-Mail: post@kreis-steinfurt.de 
Internet: www.kreis-steinfurt.de 
 
2. Datenschutzbeauftragter 
 
Kreis Steinfurt 
Datenschutzbeauftragter 
Tecklenburger Str. 10 
48565 Steinfurt  
Telefon: 02551/69-1285 
E-Mail: datenschutz@kreis-steinfurt.de 
 
3. Aufsichtsbehörde  
 
Landesbeauftragte für Datenschutz und  
Informationsfreiheit Nordrhein-Westfalen: 
Kavalleriestr. 2-4 
40213 Düsseldorf  
Telefon: 0211/38424-0 
Telefax: 0211/38424-10 
E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de 
Internet: www.ldi.nrw.de 
 
4. Zweck und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung 
 
Ihre personenbezogenen Daten werden erhoben, um im Rahmen eines Betreuungs-
verfahrens Ihre Eignung als BerufsbetreuerIn zu prüfen und Sie als BerufsbetreuerIn 
zu registrieren sowie dem Betreuungsgericht vorzuschlagen. 
 
Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung Ihrer Daten sind Art. 6 Abs.1 lit. c und e DS-
GVO i. V. m. §§ 4, 9, 26, 27 Abs. 2 Betreuungsorganisationsgesetz (BtOG). 
 
Die Datenverarbeitung zum Führungszeugnis erfolgt aufgrund einer gesetzlichen 
Aufgabe der Betreuungsbehörde gemäß Art. 6 Abs.1 lit. c und e, Art. 10 DS-GVO 
i. V. m. § 24 Abs. 1 Nr. 1 BtOG. 
 
In den Fällen, in denen die Datenverarbeitung nicht aufgrund einer gesetzlichen 
Grundlage erfolgt, erfolgt die Datenverarbeitung aufgrund einer Einwilligung gemäß 
Art. 6 Abs.1 lit. a DS-GVO. 
 
 
 



  

5. Datenerhebung bei anderen Stellen 
 
Sofern weitere Daten erhoben werden müssen, werden diese ausschließlich zu ge-
setzlichen Zwecken bei Dritten erhoben. 
 
6. Datenweitergabe an Dritte 
 
Die Daten werden in der Regel in Form einer Stellungnahme/eines Berichts im Rah-
men der Aufgabenerfüllung an das zuständige Amtsgericht/Betreuungsgericht oder 
das Landgericht übermittelt. Eine Übermittlung erfolgt unter den Voraussetzungen 
der §§ 9, 26, 27, 28 BtOG an andere Betreuungsbehörden/Stammbehörden und Be-
treuungsgerichte. 
 
Sofern eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage vorliegt oder mit Ihrer Einwilligung 
können die erforderlichen Daten auch an weitere Personen oder Stellen übermittelt 
werden, insbesondere: 

- Sozialleistungsträger (z.B. Sozialhilfeträger, Jobcenter) und andere Behör-
den (z.B. Gesundheitsamt, Ausländerbehörde) 

- Andere Gerichte 
- Polizei- und Strafverfolgungsbehörden  

   
7. Dauer der Speicherung  
 
Ihre personenbezogenen Daten werden durch die Betreuungsbehörde gelöscht, 
wenn sie für die Durchführung der eigenen Aufgaben nicht mehr benötigt werden 
und die rechtlichen Aufbewahrungsfristen abgelaufen sind. Die Unterlagen werden 
mit dem Ablauf von fünf Jahren nach Beendigung der Betreuertätigkeit gelöscht. 
 
Die Daten über die bestandkräftige Ablehnung der Registrierung als Berufsbetreu-
erIn sowie den Widerruf und die Rücknahme der Registrierung werden gem. 
§ 14 Betreuerregistrierungsverordnung (BtRegV) zehn Jahre nach Abschluss des 
Verfahrens aufbewahrt. Solange die Aufbewahrungsfrist noch nicht abgelaufen ist, 
besteht nach Art. 17 Abs. 3 DS-GVO kein Recht auf Löschung. 
 
8. Rechte der Betroffenen 
 
Sie haben das Recht, Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten zu 
erhalten (Art. 15 DS-GVO). Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet 
werden, steht Ihnen ein Recht auf Berichtigung zu (Art. 16 DS-GVO). Liegen die 
gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschrän-
kung der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung einle-
gen (Art. 17, 18 und 21 DS-GVO). Darüber hinaus besteht ein Beschwerderecht bei 
der oben genannten Aufsichtsbehörde.  
 
9. Pflicht zur Bereitstellung der personenbezogenen Daten 
 
Die Bereitstellung der Daten ist für die Überprüfung der Eignung als BetreuerIn bzw. 
die Registrierung erforderlich. Ohne die Bereitstellung der Daten kann keine Über-
prüfung der Eignung als BetreuerIn und keine Registrierung durchgeführt werden. 
Werden nach der Registrierung die weiter erforderlichen Daten nicht regelmäßig 
übermittelt, kann das zum Widerruf der Registrierung gem. § 27 BtOG führen. 

 


